
Suchergebnisse: Weimarer Republik

3. September 1917 – Michael von Faulhaber besetzt den Münchner Erzbischofsstuhl

München-Kreuzviertel * Die Inthronisation des neuen Erzbischofs von München-Freising, also die

liturgische Einführung in sein Amt und die rechtliche Besitzergreifung seiner Diözese, erfolgt.

Angesichts des Krieges verzichtet Michael von Faulhaber auf die sonst üblichen großen

Feierlichkeiten sowie den Festzug durch die Stadt. Stattdessen fährt er direkt vom Palais

Holnstein zum Dom. Äußeres Zeichen für die Besitzergreifung der Erzdiözese durch den

Oberhirten ist die Übernahme der Kathetra und des Bischofsstabes.   Als Faulhaber seinen

Münchner Bischofsstuhl besetzt, ist er 48 Jahre alt. Dreieinhalb turbulente Jahrzehnte übt er das

Amt des Erzbischofs von München und Freising aus. Sie bringen das Ende der Monarchie durch

eine unblutige Revolution und führen von der Räterepublik über die Weimarer Republik zur

nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und schließlich zum mühsamen Wiederaufbau nach dem

verlorenen Zweiten Weltkrieg. 

10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung

Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   

Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

11. August 1919 – In der Weimarer Republik wird das Eheverbot für Lehrerinnen aufgehoben

Weimar * Erst in der demokratischen Weimarer Republik darf die Lehrerin vom Hochzeitsmahl

wieder an die Schultafel zurückkehren. Das Zölibat für Beamtinnen wird durch die Weimarer

Verfassung aufgehoben. 

11. August 1919 – Die Verfassung der Weimarer Republik tritt in Kraft

Weimar * Die Verfassung der Weimarer Republik tritt in Kraft. Diese enthält stärkere
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zentralistische Elemente und schränkt die Eigenständigkeit der alten Staaten ein.    Die

Preußische Gesandtschaft in der Prinzregentenstraße besteht weiter. Sie hat nun die Aufgabe

den Kontakt zwischen den beiden Länderregierungen zu vermitteln und Probleme, die im

Reichsrat zu verhandeln sind, vorher zu koordinieren und abzustimmen.

11. August 1919 – Erwachsenenbildung als verpflichtende Aufgabe

Deutsches Reich * In der Weimarer Republik erhält die Erwachsenenbildung Verfassungsrang.

Der Artikel 148 Abs. 3 der Reichsverfassung macht die Förderung der Erwachsenenbildung zu

einer verpflichtenden Aufgabe für das Reich, die Länder sowie die Gemeinden und hebt dabei

besonders die Volkshochschulen hervor.   Diese bilden in dieser Zeit die wesentlichen Züge ihrer

inneren und äußeren Form aus und werden zur bedeutendsten Institution der

Erwachsenenbildung. Sie sind sowohl gesellschaftstheoretisch als auch pädagogisch-didaktisch

auf Demokratisierung ausgerichtet. Seinen Ausdruck fand dieser Ansatz vor allem in der

Sozialform der Arbeitsgemeinschaft. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch beginnt

Berlin * Unter der Führung von General Walther von Lüttwitz wird - mit Unterstützung von General

Erich Ludendorff - ein konterrevolutionärer Putsch gegen die nach der November-Revolution

geschaffene Weimarer Republik versucht.&nbsp;Wolfgang Kapp, der Namensgeber des

Putsches, spielt mit seiner Nationalen Vereinigung nur eine untergeordnete Rolle.&nbsp;Gründe

für den Putsch sind       die Republikfeindlichkeit der Anführer sowie   die Frustration vieler

früherer Soldaten, die in etwa 120 Freikorps organisiert sind und   weil die politischen Generäle

nicht gewillt sind, auf die Instrumente ihrer politischen Macht zu verzichten.      Der Putschversuch

scheitert nach 100 Stunden.&nbsp;

15. Juli 1920 – Ludwig Thoma schreibt für den Miesbacher Anzeiger

Tegernsee * Ludwig Thoma schreibt für den Miesbacher Anzeiger antisemitische und gegen die

demokratische Weimarer Republik gerichtete Artikel. Es werden bis zu Thomas Tod 167

derartiger Artikel werden. 
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1922 – Die Inflation und die Straßenbahn

München * Die Inflation, die durch die Kriegsfinanzierungspolitik des Kaiserreichs verschuldet und

von der Weimarer Republik zur Dämpfung der Arbeitslosigkeit fortgeführt worden ist, bringt das

Münchner Verkehrsunternehmen an den Rand des Erträglichen. Weitere Streckenausbauten und

dringend notwendige Neubeschaffungen im Wagenpark können nicht realisiert werden.   Die

Anpassung der Tarife hechelte der Geldentwertung hinterher. Alleine im Jahr 1922 gibt es 13

Tariferhöhungen. Kosten zwei Teilstrecken am 1. März noch 1,50 Mark, so erhöht sich der Preis

bis zum 31. Dezember auf 70 Mark. Doch dann geht‘s erst richtig los. 

27. August 1922 – Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet

München - München-Maxvorstadt * Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet. Für die

anreisenden Zehntausenden von Gläubigen wird ein großer Festgottesdienst auf

dem Königsplatz abgehalten, bei dem sich die katholische Kirche mit eindrucksvollem Gepränge

darstellt. Die Straßen der Stadt sind mit Fahnen geschmückt, nur

das Schwarz-Rot-Gold der Weimarer Republik ist demonstrativ vergessen worden.  Kardinal

Michael von Faulhaber enthält sich bei dieser zur politischen Kundgebung umgestalteten

Veranstaltung weder politischer noch demokratiefeindlicher Äußerungen und ruft in seiner

Ansprache zum Kampf der Kirche gegen den Staat auf:  „Wehe dem Staat,     der seine

Rechtsordnung und Gesetzgebung nicht auf den Boden der Gebote Gottes stellt,  der eine

Verfassung schafft ohne den Namen Gottes,   der die Rechte der Eltern in seinem Schulgesetz

nicht kennt,   der die Theaterseuche und die Kinoseuche nicht fernhält von seinem Volk,   der

Gesetze gibt, die die Ehescheidung erleichtern,   die die uneheliche Mutterschaft in Schutz

nehmen“.    Diesem Satz folgt ein - von den dicht gedrängten Besuchern stürmisch bejubelter -

rhetorischer Tiefschlag gegen die Republik und ihrer Gründer: „Die Revolution war Meineid und

Hochverrat und bleibt in der Geschichte erblich belastet und mit dem Kainsmal gezeichnet“.

Diese Worte wirken, wie Faulhaber später einmal recht zufrieden feststellt, wie eine Bombe. Der

Kardinal versagt sich damit wieder einmal - mit seiner ganzen Autorität und in der Öffentlichkeit -

der Weimarer Republik und bereitet damit - ohne das möglicherweise direkt zu beabsichtigen -

Adolf Hitler den Weg.  Schon damals stellt die sozialdemokratische Münchener Post unter der

Überschrift „Wohin des Wegs, Herr Kardinal?“ fest: „Seine Ansichten sind ein Beweis für den

Machthunger der römischen Kirche und ihres Klerus, die nicht mit dem Staat in Frieden und

Verträglichkeit zusammenleben, sondern ihn um jeden Preis beherrschen wollen.“    Die in

Anwesenheit der Spitzen von Kirche, Staat und Gesellschaft gemachten Aussagen

des Kardinals führen allerdings auch zu einem „weltweit hallenden Eklat“ und veranlasst die -

konservative - Reichsregierung, sich bei Papst Pius XI. zu beschweren. Damit, dass sich ein
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Widerstand derjenigen Katholiken formiert, die im neuen Staat ehrlich mitarbeiten wollen, hat

Faulhaber nicht gerechnet. 

29. März 1924 – Das Bayerische Konkordat - ein Staatsvertrag

München * Durch die Revolution&nbsp;und der damit verbundenen veränderten Staatsform wird

dem Staatskirchentum&nbsp;das Fundament entzogen.&nbsp;Deshalb versucht die katholische

Kirche seit dem Jahr 1920 vergeblich, einen Staatsvertrag&nbsp;- ein Konkordat&nbsp;- mit den

Vertretern der Weimarer Republik&nbsp;zu schließen, mit dem ihre Stellung im Staat fest definiert

wird.    Nachdem sich dieser Weg so nicht realisieren lässt, beginnt der päpstliche

Nuntius&nbsp;in München, Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII., gemeinsam mit

Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber, mit dem republikanischen Freistaat Bayern&nbsp;ein

Konkordat&nbsp;abzuschließen.&nbsp;Das bayerische Konkordat       sichert der Kirche nach

Außen den Schutz durch den Staat&nbsp;zu und   gibt ihr gleichzeitig die völlige Unabhängigkeit

nach Innen.   Die Ernennung und Abberufung von Professoren&nbsp;an den theologischen

Fakultäten der Universitäten&nbsp;und der Religionslehrer an den höheren

Schulen&nbsp;obliegen nun allein den Bischöfen, die wiederum nur vom Papst ernannt werden.  

Der Religionsunterricht&nbsp;wird zum Hauptfach&nbsp;an den Schulen erklärt und die

Bekenntnisschule zur Regelschule&nbsp;gemacht. &nbsp;   Schulgebet und

Schulgottesdienste&nbsp;werden staatsrechtlich abgesichert.   Weiter wird festgelegt, dass der

Freistaat Bayern&nbsp;feste Beträge an die Kirche abzutreten und bei finanziellen Notlagen die

Kirche zu unterstützen hat.   Der Steuerzahler finanziert die Gehälter und Wohnungen der

Geistlichen, ihre Ruhestandsgelder, Gebäude usw. &nbsp;   Die katholische Kirche in Bayern

lässt sich ihre Ausgaben zu einem großen Teil vom Staat zahlen, ohne gleichzeitig dessen

Kontrolle dulden zu müssen. Dazu wird die Kirchensteuer&nbsp;festgeschrieben. &nbsp;      Das

„bayerische Konkordat“ hat Vorbildfunktion für weitere Abkommen zwischen Staat und

Kirche.&nbsp;

1928 – Dr. Fritz Gerlich und der „Konnersreuther Kreis“

München * Dr. Fritz Gerlich bewegt sich verstärkt in katholischen Kreisen. Im „Konnersreuther

Kreis“ finden sich konservative Katholiken zusammen, die die Weimarer Republik retten wollen

und „gegen die immer schärfere Radikalisierung des deutschen politischen Lebens eine Zeitung

zu schaffen, um der Gefahr dieser Entwicklung mit der Macht des Naturrechts und der Festigkeit

der christlichen Grundsätze entgegenzutreten“.
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Oktober 1930 – Die erste Ausgabe des „Illustrierten Sonntag“ erscheint

München * Im neugegründeten „Naturverlag“ erscheint die erste Ausgabe des „Illustrierten

Sonntag“ mit Dr. Fritz Gerlich als „Chefredakteur“.     Aus der unbedeutenden „Sonntagszeitung“

macht er in nur zwei Jahren ein viel beachtetes „politisches Kampfblatt gegen den

Nationalsozialismus“. Gerlich hat sich von einem scharfen Nationalisten mit antidemokratischen

Sympathien zu einem erbitterten Gegner Hitlers und einem wütenden Verteidiger der Weimarer

Republik entwickelt.

31. Juli 1932 – NSDAP wird stärkste Partei

Deutsches Reich * Bei der Reichstagswahl vom 31. Juli 1932 wird die NSDAP mit 37,3 Prozent

der Stimmen erstmals stärkste Partei im Deutschen Reich. Eine absolute Mehrheit erreicht sie

jedoch nicht. Das Wahlergebnis ist Ausdruck der schweren Wirtschafts- und Staatskrise der

Weimarer Republik, die von hoher Arbeitslosigkeit, politischer Instabilität und wachsender

Unzufriedenheit geprägt ist.   Obwohl Adolf Hitler zunächst nicht zum Reichskanzler ernannt wird,

markiert die Wahl einen entscheidenden Schritt auf dem Weg zur Machtübernahme der

Nationalsozialisten am 30. Januar 1933.

27. März 1947 – Der Gründungskongress des Bayerischen Gewerkschaftsbundes - BGB

München-Ramersdorf * Unter dem Motto „In der vereinten Kraft muss unsere Stärke liegen“ findet

vom 27. bis 29. März 1947 in einer Großküche in der Rosenheimer Straße in München der

Gründungskongress des Bayerischen Gewerkschaftsbundes - BGB statt. Der BGB bildet den

Dachverband für insgesamt 13 Gewerkschaften.    Als Lehre aus den Erfahrungen in der

Weimarer Republik ist das Prinzip der Einheitsgewerkschaft zentral: Überkonfessionell,

parteipolitisch ungebunden, „ein Betrieb, eine Gewerkschaft“. 

12. Oktober 1949 – Der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Mit einem Gründungskongress im Deutschen

Museum wird der Deutsche Gewerkschaftsbund - DGB von 16 Branchengewerkschaften ins

Leben gerufen. Der Bayerische Gewerkschaftsbund - BGB löst sich zuvor als Landesorganisation

auf und geht in den DGB-Bezirk Bayern über. Das „Parlament der Arbeit“ wählt den 74-jährigen

Hans Böckler zu seinen Vorsitzenden.    Mit der Gründung des DGB wird auch die politische
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Spaltung der Arbeiterbewegung aus der Weimarer Republik überwunden. Nun gilt das Prinzip der

Einheitsgewerkschaft, also einer parteipolitisch neutralen Organisation, die sich ausschließlich

um Fragen der Arbeitnehmer*innen widmet. 
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